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strophai1e Preislage auf dem Lelbensmittel-: 
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Beginn der Sitzung: 15 Uhr 05 Minuten. 
Vorsiltzffilfder Honay: Hoher Bunde.srat! Ich I Jahre uns·eI'ler Tätigkeit, zum ersten Mal wie· 

e r Ö f f n e di,e 9. Sitzung des Bundesrateis. der im I3.lten BundesratsitzungS1Sl3.ale 7lU frucht-
bie Barbar:e.i' des' Faschismus hat uns,ere bringender Arb~it v:ersammelt. 

He~mat in' einen Krieg g:estürzt, ~r furcht- Ich er.a~hte 'es ·als Pflicht des Vorsitzenden, 
bare Verwüshmg,en an~erichtet hl3.t. Hundert- den Arbeltern und Ange:stelUen ,des Hau.ses, 
tausende von Menschen sind ian Körper und die in dieser ,schweren: Z,eit mit Hingebung 
Geist zu Schaden l~ekommen unse,re Städte und unermüdlichem Eifer die,sen Raum so ge-~ 
sind v,ielfach 'zerstört, uUSoel~,e KuUurdenk- staUet haboo, wj,e ,er ist, unser.en .her.zlichr 
mäler71ll'm Igroßen T,eH vernichtet. Auch das sten Dank aU'szuspl"eehen. (Lebhafter anhal
Haus ,der Volksvertr'etUiDJg i,st- von diesem tender Beifall und Händeklatschen.) 
Weltg:escbehen nicht v,el'lSchont geblieben; Es ist der Initiativ,e des Herrn Parlaments~ 
auch hier !sind furchtlbare Z·er.störungen auge- direktors, Sektionsche,f Dr. Pul t a r, zu.z.u
richtet worden. Der Hohe Bundesrat bat schreiben, daß unser BundesratsHzungssaal 
seine eI'lsten Sitzungen nur notdürftig tin in VierhäHni.smäßig kurzer Zeit wieder be: 
einem Saale abgehalten, der der Bedeutung lIlützungsfähdJg g.eworden i,st. (Neuerlicher 
die:seT Körpersobart keineswegs entsproohen Beifall und Händeklatschen.) Ich möchte :ihm 

. hat. Wir!sind heute, nach fast ein,em halben von dieser Stelle. aus besondefien Dank sagen 
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und gebe der Hoffnung AU~rnIck, daß in 1946, Z.58/N. R./46, den "beHiegenden Ge~ 
dlie,sem Saale nutzbrJng,ende Arbeit für unser setzesbesC!hluß vom 29. Mai 1946, betreffend 
schönes Heimatland im Inrte,reStSe der Bevöl- das Bl,mdesfinanzgesetz für das Jahr 1946 
kerung geleistet wir,a. (L'ebhafter Beifall.) samt Bundesvoranschlag übermittelt. 

* Da dieser Gesetzesbeschluß zu den in Ar
Hk,el 42, Abs. (5), des Bunde's-Verfassunp 

Der VO'I'ISH.z.ende ,erklärt sodaJlln di,e Pro- gesetzes in der Fa'ssung von 1929 'anged'ührten 
tokolle der Sitzungen vom 11. und 12. April Beschlüssen gebört, 'beehrt sich das· Bundes
als gen eh m i g 1. kanzleramt zu ersuchen, den Oe'setzesbeschluß 

Eoll t ,s c h u 1 d ,i g t sind die Bundesräte dem Bundesrat 'Zur Kenntnis :zu bringen. 
Dr. F 1 eis c ha c k'EU, lug. H.o chi ed tne, r, Weiters wird in der Anlage ein .Exemplar 
H ü t t ~e n b ,e r g ,e r, M 0 ß harn m er und des Berichtes deS Finanz- und Budgetaus
R u ban t. schusses, je ein E~e~lar der Spezial,be-

ner rum ,erstenmal im Hause e~schienene richte zu Oruppe I bis XIV und ein Exem
Bundesrat Ja n d r a.s ,i t s leistet die A n g e- plar der bei diesem Anla'8Se angenommenen 
lob u n g und wJrd vom Vorsitzenden im Entschließungen überrruittelt". 
Ha:~~ beg r ü ß t. Die Zuschriften werden zur Ke n nt ni s 

E ion g e 118. (Il g t ist ,eine Z u sc h r i ft. des gen 0 m m e n. 
Bund'eskanzler,s Ing. F i g I vom 25. Mai 1946. E li n ,ge I a.'ll g tsitnd .femer die Gesetzes-
Si,e I,autet: beschlüsse des NatiOnalrates vom 15. und 

"Der Herr Bundespri\sident hat mit Ent- 1,6. Mai 1946, deren Hel'iatung o,egenstand d,er 
scMießung vom 25. Mai 1946 über meinen 'f,agesOl'idnUThg ist. Diese Vorlagen wurden 
Antrag gemäß Artikel 73 des Bund'es-Ver- in den zuständigen Aussehüslsen vorberaten. 
'fas'sutlligsesetzes in der ,Fassung von 1929 für' Gemäß § 30 der Oeschäftsordnung wird mit 
d~e !Dtall'er der zeitweiiligen, Verhinderung ,der erforderlichen Zweidrittelmehrheit be. 
des Bundesminister,s ;für di-e auswärtigen schlossen,von der Ver v i elf ä I t i gun g 
Angelegenheiten, Dr. Karl -G r u bel', mich der Ausschußberichte ,sowie von der 
mit seiner Vertretung betraut. 24..JstUndigen Ve r t e i Iln n g s .r r ist A b-

Hievon beehl'te ich mieh mit dem El'!Suchen s t a n d zu nehmen. 
um 'gefälligie Ktenntnisnahme Mitteilung zu 
machEm." 

Ednez w 'e ti t e Z u s ehr i f t des Bundes-
kanzlers vom 31. Mai 1946 lautet: ' 

"Der Herr Bundespräsident ha,t an mich 
das nachstehende Schreiben, Z. 3313,_ ge
I"ichtet: 

,Auf IhretIl VOl'tschlag ernemie ich gEmläß 
Artikel 70, Ahs. (1), des Bund,els· Verfassungs
gesetzes in der Fasstmgvon 1929, den Prä
sidenten der Kammer für Handel, Gewerbe, 
Industrie, GeLd- und KredJitwesen für W,ien, 
Dr. h. c. Etduard H ein i, ,zum Bundes
minister für Handel und WiederaUFbau. 

* 
Es wird in die Tag e s 0 r d nun g einge~ 

gangen. 

Zur Verhandlung gelangt als 1. Punkt der 
Gesetzetsbeschluß des Nationalrates vom 
16. Mai 1946, betreffend die Sehölfenlisten
gesetznovelle. 

BerichterstatterDr. Hiermann: Hoher Bun
desr:atl nie hier 'Zu behandelnde Regierungs
vorlage, die schon im Nationalrat ihre Ge
nehmigung gefunden hat, ist eine verhältnis
mäßig einfache Angelegenheit.· Handelt 'es 
sich doch nur um eine überbrüekungsmaß
nahme iufolge des Ablaufes ßer im § 13 ~es 

Gleichzeitig enthebe" ich. den mit meiner Gesetzes vom 26. Juni 1945 ~festgelegten FrISt. 
Entschließung vom 10. Mai 1946 mit der vor- § 13 des genannten Ge,setzes bestimmt, daß 
läufigen Fortführung der Geschäfte des fBun- das Schöff~listeDigesetz mit dem Ablauf von 
desministeriullIls für Handel und Wiederauf- sechs Monaten nach dem Zusammentritt der 
bau betrauten Bundesminister für Vermögens- er:sten gey;ählten Volksvertretung auß~r 
sicherung und Wirtschaftsplauung, Dr. Peter Kraft tritt. Das vorliegende Geset.z sieht 1ll 

Kr a u I ,a n d, von dieser Geschäftsführung.' der Regierungsvorlage vor, daß· an Stelle des 
Hievon beehre ich niich, mit der Bitte um bisherigen § 13 eine Ineue Fassung treten solI, 

Kenntnisnahme und Vorlage an den Bundes- wonach dieses Gesetz .nunmehr ainl 31. De-
rat Mitteilung zu machen". zember 1946 außer Kraft tritt. 

Weiter ist folgende Z u sc li r i i t des Sun- Wir wissen alle, daß' ein neues Bundes-
d-eslkanzleramtes vom 1. Juni 1946 eingelangt: gesetz über die Bildung der Schöffenlisten 

Da,s Präsidium des Nationalrates hat dem vorliegt. Wann dieses Gesetz tatsächlich seine 
B'~~deskauzler ,mit Schreiben vom 29. Mai Verabschiedung findet, ,steht natürlich D-och 
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nieht fest. I:m übrigen wäre der Anschluß- 'sondemgut ged1ehen,ibis sie im Jlahre 1939 
termin an die bisherigen :Bestimmungen der zu besonderer Blüte gelangten, abgeurteilt, 
19. Juni 1946. Da es 'aber möglich' ist, daß und es ist für di,e Gei.:stesrichtung d,es,Fasehis
dieses oGesetz auch nach' UIlJserer Beschluß- mus ,besonders kennzeichnend, daß man seit 
fassung vor dem 19 .. Juni nicht verlautbart 1934 Unschuldige lieber verurteilt und Schul
werden kann, sieht Artike'l 11 vor, daß es für' dige ·freigesproohen: hat. 
diesen Fall einer späteren Verlautbarung 
rückwirkend mit dem 18. Juni in Kralft tritt. DaJS, was im Jahre 1934 .begonll'en und im 

,Der Gesetzentwurf wurde heute im- Aus- Jahre 1938 mit besonderem Raffinement fOrt
schuß für Verfassungs- und Reehtsangelegen- ges-etzt wurde, darf ·sieh bei uns in österreich 
heilen beraten und fand dort einstimmige nie mehr wiederholen. Wir müs-sen den Mut 
Zustimmung. Ich stelle daher hier den A n- haben, >für die Lehren, die 'Wir in jener Z~it 
t rag, der Hohe Bundesrat möge beschließen, gewonnen ha:ben, Jederzeit einzutreten: Nie 
gege~ diesen ·Gesetzesbeschluß des National- wieder Faschismus, gleichgültig welcher 
rates 'k e i II e n Ein s p r u c h zu erheben. Spielart er sein mag! AHes WlaS wir an Aus-

wirkungen des Fasehismus ,erlebten, muß uns 
Bundesra.t Mellieh: ·Hoher Bunmsrat!' Es eine Mahnung sein,aUe Kräfte einzusetzen, 

war von jeher tmmer eine He~zensangelegen- um ledeSpul' faschiis,ti,g.chen Geistes mi,tStumpf 
heit der Sozialistischen ,Partei, für die Errich- und Stiel auszurotten. österr,eich ist und soll 
tung von Volks-, Schwur- und Schöffen- eine demokratische Republik bleiben. Für 
gerichten einlZutreten. Wir hiwben diese Art den ,Bestand der 'Demokratie in die·sem Staate 
der Rechtsprechung selbst in einer Zeit ver- zu sorgen ist unsere vornehmste Aufgabe. 

, te~digt, al'S der Mißbrauch dieser Einrichtung Wir in Vorarlibergsinld in Ibe·zug auf demo
dem schleichenden Fa~chism~s Gelegenheit kratische Einrichtungen besond:ers empfind
glrb, Urteile zu fällen, gegen die 'sich das Volk lieh. Es mag da,s die Nähe der Sc;hweilZ er
empörte. Sie alle erinnern sich an die Er- klären; dort zeigen sich schon seH Jahr
eignisse des verhängnisvollen Jahres 1927. hunderten die Segnungen, die eine wirkliche 
Aber selbst dieser Mißbrauch konnte uns von und wahrhafte Demokratie d·em Volke bri1n
unserer Auffassung über die :Richtigkeit des gen kann. Wir müssen u~s aUen Irestre
Bestehens der Schöffengerichte nicht ab- bungen 'w.ide'rs·etze'n, die, gleichgültig auf· 
bringen, wir verteidigten sie trotzdem. welchem 'Gebiet immer, die d~mokratischen 

Die Erfahrungen, die wir mit diesen Ge- Einricihtungeill beseitigen und an ihr,e Stelle 
richten gemacht haben, zwingen uns aber, an autoritäre Regime erinnemde Funktionen 
dieser Institution ein erhöhtes Augenmerk einsetzen wollen. Es ist ganz .gleichgültig, ob. 
zuzuwenden. Es wird unsere Aufga,be,sein, es sieh dabei tim den Staat selber oder aber 
dafür zu· 'sorgen, daß in unserer zweiten. um s.eine Wirtschaft handelt. Es ·scheint aber 
Republik Recht wirklich Recht bleibt. Was so zu sein', daß es in unserem österreich 
ailles aus der Beugung des Rechtes .entstehen Leute gibt, die ,sich dem autoritären Oedan
kann, ist uns aUen noch in ,böser Rrinuerung. ken nicht ga;uz entfremden !können. So ffnden 
W,as ein wahres Volks recht bedeutet ermißt wir auch Parteien, die dieser Art Hetätigung 
nur der der es wirklich erust damit meint Raum geben. Wie wäre es lSonst möglich, daß 
einen StaaL aufzubauen <bei dem wirklich I man den PoHHkern dieses Staates "zumutet, 
alles Recht vom Volke a~geht. Wir begrüßen I einen~ G~setz die. Zustimmu~g ~u erteHen, 
es daher, daß das Volk in wichtigen Ange- d?s dIe wlftscl~a~tllChen Or.ga~.Isah.onen unter 
legenheiten wieder' ZlUf Rechtsprechung dIe Fuclhtel eInIger, reaktlOuar eI~geste11ter 
her,angezogen wird. Leute stellt; das sogenannte Wlrtsehafts-

Gegen die· früh,er,e Einrichtung der Schwur- I kammergeset.z werden .wir uns, ,falls es über
und Schöffengerichte lief man Sturm bi' es haupt so .. WeIt kommen ,sollte, recht gut an-

dl ' h· " . ,s s·eh~n mussen. en 10. gelungen war, dIese EmrIehtung zu 
beseitigen. Man f,and dafür ein e.igenartiges Wie der Staat selbst muß ,aueh die Wirt
Äquivalent, indem man das sogenannte Ver,. sehaft ,demokrattseh und födeI'lalistisch gel·eitet 
fahren im Verwaltungswege einführte. Die werden. Alles alber, was uns an die alltorntär:ß 
Auswirkungen dieser Einrichtung kann nur· Staals,führung erinnert, müssen 'wir ahlehnen. 
derjenige beurteilen, der Gelegenheit h·atte, nie ,schönste und wichtigste Aufgabe, die 
dj,eses Verfahren am eigenen Leib ,kennen- sich der Gesetzgeber in diesem Staate stellen 
z.ulernen. Wer jemals erlebt hat, wie man da kann und muß~ ist, dafür ,zu sorgen, daß d·er 
versucht batte, Recht 'zu sprechen, der ist Faschismus in diesem Staate, wo immer und 
sieh über diese Art der ,Rechts'Schändung i·rn in welcher Form immer er auch auftreten 
klaren. Da wurde ohne Erhebungen, ledig- mag, jede Daseins- und LebensberechUgung 
lieh auf Grund von V,erleumdungen und An- verliert. Mit diesem -Gesetz wird wied·er ein 
gebereien, welche· damals im Jahre 1984·b&- Stück altöste'rreiehische-f Demokratie berge· 
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stellt, was seitens unserer Partei auf das leb
hafteste begrüßt wiro. (IBei,faU bei den So
zialisten. ) 

* 
Der Antrag des BerlchterstatteM, gegen 

den Gesetzeslbeschiuß keinen Einspruch zu 
erhehen, wil'ld a ri gen 0 m m e n. 

Der 2~ Punkt der Tagesordnung ist der Ge
setzesbeschluß des Nationalfates vom 15. Mai 
1946, betl"eff9llld ein Bundesgesetz, womit das 
De)llobilisierungsgesetz vom 12. Juni 1945, 

, St. O. BI. NI'. 24, aufgehoben wird. 

des Beuter,echtes lund den -sieh daraus el'lge
benden Anspl'lÜchen de'r Besatzlungsmäcrhte in 
keiner Weise A'bbruch getan wlerden. Schließ
lich wird naclh diesem Entwurf die Aufhe
bung des Demo'hilisierungsgesetzes vom 
12. Juni 1945ents1prechi:md dem Wunsch des. 
AlHj,erten Hiate, dilleses Geset.z zu annul
lieren, vel"fügt. Der ALliierte' Rlat, dem dieser 
Entwurf vorgelegt worden ist, hat dem Ent
wurf mit der Maßgabezugesmmmt, daß 
"lediglich die Bestimmung ülber die Auf
.bebung dies nemobiUsierung:sgeset7Jes vom 
12. Juni 1945 in dem Entwurf enthalten sein 
soll". 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angele
genheitenc.hat -Blieb heute mit dieser :Gesetzes
vorlagre beschäftigt. Iehstelle .'daher den A n
t r ·a ,g, der Hohe Bundesrat möge gegen dJiese 
Gesetze'SIV-Orlage k ein e n Ein s p r u c h er
heben. 

* 
_ Der A n t rag wird a n gen 0 m m e n. 

Der 3. Punkt der Tagesordnung ist der oOe
setzes-beschluß des Nationalrates vom 15. Mai 
1946, betrefierlid .ein Boodesgesetz über die 
Nichtigerklärung . von Rechtsgeschäften und 
sonstigen Redhtshandlungen, die während 
der deutschen :ßesetzungösterreichs erfolgt 
sind. 

Berichterstatter Breinschmid: Hoher Bun
desrat!' Die vorliegende Regierungsvorlage 
besagt, daß das. Gesetz vom 12. Juni 1945 
über die Sicherstellurug militäris'cher An
lagen und die Einleitung der Demobilisie., 
rUDJg aufgehoben werde. Mit ·der Voll7Jiehuug 
dieses Gesetzes soll das Bundesministerium 
für Vermögenssiclherung und Wirtschafts" 
planung betraut we,rden. Da's aufzuhe!bende 
Gesetz war eines der erst'en, das von der 
Provisorischen Staatsr~gierung .erlassen 
wUl'lde. Sein Zweck war, IMaßnabmen '7JU er
grei'fen, um auf österreichischem Boden vor
handene miliUirische Anlagen und Güter im 
Einvernehmen mit der Izuständigen 'Landes
haupbmannschaft, in WiE~tr mit dem' Bürger
meister von Wien, sicherzustellen und zu 
bewahren. Die Staalskanzlei war ermädhtigt, 
die Demobillisierung ,der lim Bereich öst,er-

Berichterstatter D'r.-Ing. Lechner: Hohes 
reichs verblie'benen Angeböri'gen der deut- Haus! Der Alusschuß für wirtschaftliche An
sehen Wehrmachtösteri'eichischer Staatß-· 
bürgerscooft durcllz.uführen, und als Demobi- geleg.~heiitenhat sich heute in seiner SUzung 

mit dem Gesetzesbe'sehluß des NatiO'llalrates 
lisierungstagwar . der- 27. April 1945 fest- über ;die Nichtigerklärung von Rechtsgeschäf
gesetzt. Mit Berufung auf die Besclhlüsse der 

f ten und sonsUlgen Reohtshandlungen, die 
Kon eflenz von P,otsdam, dj,e am 2. August während der .deutscben' Besetzung öster-
1945 beendet wurde, ersuchte der Alliierte 
Rat die österreichische Regierunlg, ein wwe-i- r·eiehserfolgt sind, befaßt und ist zu dem 

Besohluß gekommen, dem Hoben Haus zu tes Gesetz 7Jur -Beendigung der Demobili,.. 
sierun.g und zur Liquidierun1g von Krieg'8- ,empf,eblen, gegen diese Gesetze'svorlage 
material und mHitärischenFormationen im k·ednen Einspruch zu erhehen. 
Ei'lliklang mit den Potsdamer Beschlüssen vor- nie Vernichtung jedes politischem. Eigen-· 
zuschlagen. lebens 'Österfleichs im Nazistaate wurde 

Die Bundesregierung hat nun e~ine Vor- U.'1ltermauert durch ew-e weitgeheooe wirt
lage ausgearbeitet, die besagt, daß erstens schaftliche 'überfremdung und "Gleieh
die Demobilisierung, 'Soweit sie 'bisher von schaltung", wie es damals geheißen hat, die 
österreicbtischen Behörden wahrgenommen mit der größten Rücksicb.tslos.iJgkeit und Plan
wur·de, als abg.e,schlossen gilt, 'Und Z1Weitens mäß.igkedt auf. ;edln.e wirtschaftliJehe Aussau
soll das :ßundesministerium für Vermögens- gung und AlUsplÜllde'rung ,österreichs .binzielte 
~cherun.g und Wirtsclhaftsplanung lauch über und auc.h durchgesetzt wurde. Das Efig1eb
den Zeitpunkt des Tnkrafttretens des beab- ni's war, daß lalle Vermögen der öffentlichen 
sichtigten Gesetzes hiinaus ,ermächtigt 'bleli- Körperschaften heute nooh reichsdeutsches 
ben, die- erforderlichen Maßnahmen zur vor- Vermögen .g,ind, das weitere Ergebnis war, 
läufigen Sicherung früherer militärischer An- daß ,seinerzeit firn Zuge der GLeiohschaltung 
lagen und Güter und nötigeuf,alls 7Jur ent- aller Vereiln,e, wiirtscbaitllicben. Körperschaften 
sprec!henden Erhaltuug und Bewachung !Zu 'Und del'lgl,eichen Vermögen eingezogen wurde 
treffen. Durch diese Fas;sung konnte den und daß weiter iJm Zruge der Arisierung und 
Potsdamer Be.sehlüssem. ood den lal1gemein der EIDziehung angebLich - re.iClhsfeilIl.dlichen 
anerkanmten Rege.1n des Völkerrechtes wie VlermögeDlS' von politiSeh Verdächtigen . ein.e 
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wirtschaftliche Ausplünderung in allergröß
tem . Maße vor sich gegangen ist. Wi.r haben 
es noch m bester Errlnneru:ng, wie uns in den 
.lahren 1938 UIl!d 1939 vorgehalten wurde, daß 
österreieh wir,tsohaItlieh nichts 'aIIlder-es als 
eine Niederlage, ein AusflaHstor nach dem 
Osten und Süden zu sein' habe. Wenn nun 
österreioh wieder, nicht nur politisch, son
dern auch wirtschaftlich, das werden soll, 
was ,es sein muß, dann muß ,ihm das gesamte 
Vermögen, das ihm seinerzeit entzog-en und 
geraubt wul'd,e, wieder' zurückgeg.eben wer-

. den, ,es muß alles das~ was -einmal österrei
cMsch war, wieder öSt,erreiohiischwerden. 

Der vorliegende Gesetzes·beschluß bringt 
im § 1 als Programmsatz die 'Bestimmung, 
daß alle Rechtsgesohäfte, alle Rechtshand
lungen, vor ,allem alle E'Ilt eIgnungen , die 
seinerzeit im Zuge der wirtschaftlichen und 
politischen Durchqrinwung österreichs ge
geschehen M,nd, kraft Gesetres mit dem 
Zeitpunkt der Ve'riautbarullig dieses Gesetzes 
null u'nd nichtig sind. Das Gesetz selbst' g~bt 
in seinem § 1 nur dieses ProgralJIlID. Im § 2 
wird dann lausgeführt, ,daß da1'lÜber, welche,r 
Umfang diesem § 1 dann praktisch gegeben 
werden wird, und in welcher Art und unter· 
welchen Vorausset'Zungen die Ansprüche der 
Geschädigten gelt~nd 'zu machen sind, er.8't 
ein Bundesgesetz zu bestimmen haben wird. 
Es ist zu hoften, daß dd.e~e Ausführ:ungsgesetze 
dem Hohen Hause mögUc'hst bald vorgelegt 
wenden, weil ,es ,einem ,allgemeinen Bedürfnis 
des Volkes entspr.icht, daß die Rechts'unklar
heit und Rechtsuilisicherheit, di,e hinsichtlich 
dieser umf,angreichen Ver.mögen heute noc4. 
immer besteht, möglichst ,bald behoben wird. 

Ich wiederhol~ den Beschluß des Aus
schusses für wi,rlschaftliche. Angelegenheiten 
und b eaoll t rag e, das Hobe Haus möge be
schließen, daß im· SiI1JIle dieser Orundgedan
ken, die ich vorg-etragen habe, gegen den Ge
setzesbeschluß des Nationalrates k ,e i n E i n
s p ru c h erhoben wird. 

Bundesrat Deck: Hooes Haus! W·erm an 
d·em vorlQegenden Gesetzentwurf eine .Kritik 
geübt werden kall!Il, dann wohl nur naeh 
der Riohtung, daß d1eserEntwurf erst 
jetzt elinge1;>racht worden ist. GOOalU so wie 
die Bevölkerung österr.eiohg auf den Zusam
menbruch des Nazir'eg,imes gewartet hat, um 
di,e National907Äalistenund. ihre Exekutiv
organe 'Zur V,erantwortUlug zu 7äehen, genau 
so herrsoht das starke Bedürfnis in der Be
vö~eruillg vor, daß aruch auf wirtschaftlichem 
G.ebiete alle währrend ·des NaZliregtimes ver
übten Ungerechtigkeiten - um keinen stär
kerren Ausdruck zu gebrauchen -Wiieder 
rückgängig gemacht wer,den. Has eNte, was 
auf wirtschaftHchem G.etbiete nach der Be-

,setzung öst'erreichs g,ekommen ist, w.ar wohl 
der Bayr:ische Hilfszug, und es wurrden wun
derbare Eintopfpartionen . aUlS'g'etei1t; die 
Mannschaft de,s HiUszuges' i<st aber isofort ,sehr 
rasch in dars nächste Wiener GaisthlalUs ge
gangen, um sich ein Wiener Schnitzel machen 
zu laJSISeu. Mit tdtiesem Wiene,r Schni,tzel der 
Mannschaft des iBayrischen. HiUs'zuges hat ein 
Ausve'rkauf österreichs im größten Umf'ang 
e,ingesetzt, :der lIlatürlich überhaIUpt nie mehr 
gutzumachen ist. Ich darf dar.an erilJlnern, 
daß eln Wiener Warrenhaus auf der Maria
hilfel'lStraße mit BegiIl'Ill des Monates JUIl1[ 

1938 den Umsatz di9's Jahres 1937, der' also. 
l}ur von österl'ieichern getätigt w~:rtden 
Konnte, übel'isc.hritten hatte. Alber -es hat meht 
nur ein Au;sverkauf stattg'efunden, sondern 
es wurden ,direkt manchen Gewerhen und 
Industrien dli·e Grundlag,en ihrer 'rätigkeit 
entzogen. WlireI'linnern UID.S an\ die .schweren 
Fünf- und Zehn-Tonnen-Züge der Reichs
balm, die unser ganzes Galanterieleder von 
Wien nach Nürnberg weg.geschleppt und so 
ein bod,enstäudiges Gewerbe und eine boden
ständig,e Industrie, die für unsere Wirtschaft 
als Exporttndlllstl'li-e von ungehe'Urer Bedeu
tung war, einfach 'zunichte gemacht haben. 
Unser.e Le,dergalanteriearbeit·er wurden d,ann 
zu Erdarbeiten auf der Reichsautobahn oder 
~ur Erzeugung von. Pfe~degetschirr.en für die 
deutsche Wehrmacht oder für ähnLiche Dinge 
eingesetzt.· Aber noch ein DrioUes war zu be
obachten:alte, <gut eingeführte österreichi
s"he Wirtsc:haftsunternehmungen, die ein ge
wi'SiSeS Emeugun1g.sprogramm hatten, wurden 
in di,esem Programm einge·eng!.-

Ieh habe mir erlaubt, :heute vormittag im 
Ausschuß daran zu erinnern, daß einem 
niederöstoerrei~htischen Gips'Werk, das alle 
Arten von Gips bis hinauf 'Zum Inrusoriengips, 
der von Ärzten und Zahnärzten verwendet 
wil'id, 'erzeugen konnt,e und d,al'lauf ,e;inge
richtet war, diese ErzooguDg entwgen und 
nach Deutseihland verlegt wuroe. Nur ",die 
g,anz primitLve Er,ooil1.g1I:lllg von Maurergips 
und so weiter durfte ,hier verbleiben .. 

Aber Hand in Hand damit iLst eine andere 
Entwicklung in österreich zu beobacht'eIl. ge
Wiesen. Alles, was 'bier irgendwdJe wirtschaft
lich mterressant war und Bedootung hatte' -
ob 'es sich hti.er m:fn um Eilnrzelbesitzungen 
oder um Besitzungen von Körpel'lSChaften und 
Orgooisationen handelte ~,. hat den Besitzer 
gewechselt. In diesem Zusammenhang darf 
ich vielleioht ool'iauf verweisen, daß sogar 
da's V,ermögen der österreichischen Konsum
,genossenschaften, ed:n. Vermögen, das im 
Lauf·e vd~ler Jahrzehnte hauptsächlich von 
arbeitend'en Menschen in iVielenOenemtionen 
zusa~meIllgetragen und erarbeitet wurde, mi~ 
einem fedel'lStrich dem Gemeinschaftswerk 
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der Deutschen Arbeitsfront überantwortet Sie WiilSisen ja, meme Herren, wie man im 
wurde. Das S'i'Illd ddie T,a;tsachen. Es war ge- nationalsozialistisehen neutschland Wirbsohaft 
radezu unerträglich, eine s~ lang.e Zeit dllrch- betrieben hat: man errichtete SCihachtelorga
leiben zu müssen, ohne daß auf ,diesem Gebiet ni'satione.n. Um auf .das Gebiet der Drucke
irgend etwas g.etan wurd-e. reien ,hiDZluw.ei.sen, war es der Eh·er-V,erlag dn 

Wir begrüßen daher dieises, wenn auch München, der eine solche OrganiJsation dar
etW$ verspätet er:scmenene Gesetz. Wir hal- stellte. Es war buchstä'blich alles auf eine 
ten es für unbedingt Illotwendig, daß ~8ISche- Gruppe von 'Menschen zugesteuert, die e:s 
stens. ,an d.ie Durchführung der näheren Be- dann verstanden haiben, große Teile KUe'ses 
sbimmungen geschritten Wlird, daß die weite- V,ermögens ins Ausland ·zu br:i.ngen. J,etzt, 
ren Gas,etze auf Grund des § 2 dieses Pro-' naehednem Jahr, beglinnt man iItnteressanter
grammgeisetzas baJ.digst erla'ssen werden. Wir weLse zu hören, daß im Ausland bestimmte 
sin.d uns darüber klar, daß diese Durchfüh- Kapitalien feSitgest.ellt w.er,den, und es wäre 

'. rLlng mancherlei Schwierigkeiten aufzeigen für uns österreicher sehr iuteressantz.u er
wird, daß es dUl"chaus nicht ·einfach s€ltn fahren, woher di.ese unendlich groß,en Sum-. 
w.ird, in die-Slen Besitzverhälmissen, die Ull- meu, von d.enen wir jetzt hören, stammen. Es 
geheuer kompliziert gelworden sind, den müßte ·endlith, um dem Rechtsg,efühl, von 
Standpunkt der absoluten GerechUgketit an- dem mein Herr Vorl"edner g.esprochoo hat, 
zuwenden und durchz:uset'zen; aber überall vollkommen Genüg,e zu tun, der W·eg ge
ergibt stich die NotwendigkeH, daß di·ese Ver- , sucht w,erden, auf ,dem dieses Vermögen zu 
mögen wieder österr:eichlisehes Besitztum I jooen zurückkehrt, denen es weggenommen 
wenden. ,Das ist nicht eine Forderung von I wurde, wenn ·es auch über den Umweg der 
einzelnen BesUzelllden ,sondern das ist eine· natiorualsozialisUschen Partei an eine andere 
Forderung, di'e '8IOlidJal'li.seh vom g,anren öster- Person ilIl's AlUsland gekoonmen ist. 
reichi.schen Volk auf'gesteUt wird. An uns loh :möcht·e dah.er hier ibesooders anregen, 
wird es Hegen, durch entsprechend gute daß sich kommende Gesetze damit befa,ssen, 
Qesetze diesen ,sehr komplizierten Vorgainlg. daß diese in Ider von mtr ,geschild~rten W·eise 
wirklich .jln dlie. ~ichtigen Wege zu leiten. in nationalsozia1istische H8Il1d ühergegan
(Lebhafter Beifall bei den Sozialisten.) gen,eu V.ermögenSCIhaftenmögliohst rasch in 

BjUlThdesrat Rehrl: Hoher .Bundesrat! Ich 
möc.hte d~e Ausführungen uliemels ,Vo.rreooers 
noch wesentLich ausbauen. Es hat ISlich in der 
Zeit seiH 1938 von seHen der National'sozia
listen eine Methode 'entwickelt, die an Infa
mie und Gemein'hie,itnicht-7Ju übertreffen'war. 
Äl'Ig.er noch, als man zum Beispiel die Kon
sumg·enOSIselIlschaften .behandelt hat, machte 
man es mit tdiv·e,rsen UntemehmUD!g.oo, die 
auch der breiten öffenHichlkeit d·ieuten uilid 
die einen AiUsschuß· 'hatten, der nicht einer 
bestimmten Richtung angehörte. Man wech
selteeinfach dli·e Leute, dnle :in ldiesen Unter
nehmungen. drinnen waren, gegen ,Leute der 
nationalsozialistischen Hichtung aus und 
überführte 'so ,ganz große Vermögen in dj·e 
nationalsozialistische Hand. Hier, lde'gt eine 
ganz besondere Schwi'erigkeit, denn diese 
V,ermögen wurden beim Einlmarsch der Be
freiungsmaehte als nationa1soziia1li.stische Ver
mögen übernommen und beschlagnahmt, so 
daß heute tatsäcMich ,der rechtmäßige Be
sitzer überh.aupt nichts zu salg·en hat. Nun, 
Gott sei D3IIlk muß man \Sagen, war ,es bei 
d;er n.icht immer vollkommen d'JIrcbdachten 
wirt·scbaHlichen Planung der Nationalsozi~-
1isten häufig so, daß das ·eingesohossene 

. Kiapital ,nicht hoch .war, etwa 10 bi'S 15 Pro
zent; es Igenügte aber immerhin, um den Be
·;~t7.ungsmächten in irgendeiner Form die 

,:'D1lichkeit zu geben, festzustellen, daß es 
sieb ·doch um· deutsches Eigentum :bandle. 

das Eigentum ihrer rechtmäßigen Besitzer 
wtück,geführt w,erden~ Es handelt sich 1a, iich 
'möchtoe das nochmals betonen, um g.anz große 
Anlagen ;1lIlid ganz große W·ert'e, un.d UIllsere 
Bevölkerung 'kann es unmöglich vefistehen, 
daß dj"eses Ver.mijgen jetzt, nacheillnem Jahr 
der BefreiUnJg, notm nicht ~n. die Hände der 
rechtmäßigen Besit7'.!er 'zurückgelangt ist. Das 
trifft Ihre Plartet, meine hochgeschätzten 
Herroo Sozialitsten, genau ·so wJ·e uns. Wir 
alle lei-den unter den Methoden des N ational
soziJali'sIIDus heute nochgenau so wie vor 
einem Jah;r, weH wir eben auf Grunld der 
vorherigen Beschlagnahme unser·es Vermö
gens ausgeschaltet sind. Ich bitte daher, daß, 
auf diese Tats-ach,e be~ der zukünftLgffil Ge
setzg.e'bUlIlg besonders Rückisicht genommen 
Wiird. (Bed1all bei der Osterrei·chisehen V olks
partet) 

iHenchterstattel' DrAng.- Lechner (Schluß
wort): Die beiden Vorredner. haben die 
außerordentliche Drilngliiohkeit .und Wichtig
keit dieser Gesetzesvorlage unterstrich.en und 
vor allem d8ll1 Gedanken zum Ausdruck ge
bracht, daß sie einem dringenden um seit 
lang,ern 'gehegten Wunsch der Bevölkerung 
Rechnung trage. Ich habe vor.hin schon ·au~
geführt, daß diieser Gesetzegbeschluß des 
Nation.alr:abes n:ur eilll Progrmmm, emen 
Grund!sa.tz nLed:erlegt und daß sein Wirksam
werden davon 'abhätngt, daß auch die Aus
fiib:fuIllg.sges9'tm i,m- Siime_ ,des § 2 dem Par-
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lament vorgelegt und zum Gesetz erhoben! sprUn,glieh im Nationalrat eingebrachte Vor
werden. Bis dahin wird derjeni,ge, der bisber ! lage sah eine Zeitbegren~ung der Geltungs
Eigentümer ·oder NutzlUteßer war, es auch I dauer dieses BUlnd~gesetz.es nicht vor und 
bleiben, UlD.d wir werden auch w·eiterhin den I hatte dies der Bundesregietmlg ü'bertragen. 
Zustall'ltd hintJ.·ehmetn müssen, daß ibtis dahin I' Dagegen hat jedoch der AUlSChuß des National
dteunreebtmäßigen Eigentümer Inhaber die- _ raltes für somale V,erWlaltung Ein'spriUch er
ses unr·eehtmäßig erworbenen Gutes Ibleihen. hoben und durch einen Zusatz. das Außer
Dies ·allein beweist schon die besondere krlafttreten dieses Bundesgesetz.es mit 31. De
Ddngli~eit urul\V'ichtigkeU -UIIlJseres Ver- z.ember 1946 bestimmt. 
lang-ens, daß die AUlsführungsgesetz.e z.u § 2 
möglichst OOJSC:h und möglichst umfangreich 
vorgelegt werden. 

D·er ABt rag des Berichterstatters, gegen 
den HesetZieshesehluß des Nationalrates k e-i
ne n Ei nsp r u eh zu .erheben, wird ,a TI g e
nO'ID men. 

Im § 1 dieser Reg:ierul1gsvorLage wird 
klal'igest.eUt, daß es sich um eine 'Oher,gangs
maßnahme handelt.' § 2 regelt den Anspruch, 
di.e Art -des AIlJspruohes und die Vorausset
zungen hieizu. Weit·er :siehf § 3 die Voraus
setzungen für' die Gewähnung der Arbeits-
lOiSlenunter,stützung vor. § 4 grubt eine kurze 
D.arstellung >dahin, daß, wenn di.e Arbeits
losigkeit die unmittelbare FQlge eines durch 
Arbeitseinstel:11lllg verursachten Betriebsstill
staJlldes ist, während der Dauer dieses ]:Je-

. D,er 4. PUD,kt der Tagesordnung beinhaltet trriebsstillstanrdes Arbeitslosenunter,stützullg 
den GesetzeSlooschluß ,des NatiQualr-ates vom nieht ang,esprochen werden darf. §5 .gibt über 
15. Mai 1946, betreffend das ArbeitsIosenfür- die Art Auftschluß, in derdielSoe Unterstüt
sergegesetz. zungen gewährt, ·wer-den sollen. Die Unter-

Berichterstatter Seheibengraf: Hooer Bun- ~tützungen ,sind hier nach drei Lobnklassen 
desraU Uer Ansschuß für wirtschaftliehe An- gestuft und dann vor allem in die Haupt
gelegenheiten des Bundesrates hat heute unterstützung und in die ,Familienruschläge 
diese Regierungsvorlage iJn Verhandl\1lDg ge- aufgegliedert. § 6 gibt AUEschluß über das 
z.ogen und beschlossen, dagegen meinen Ein- V.erfahren, das heißt über die Z1i:Stäntdigkeit 
spruch z.'Uerheben. E,s handelt sich Mer um für di-e Zuerkennung der Unterstü1lz.ungen. 
,ein Oberleitlmgsg:esetz,.besser gesagt, um : Oafür 'sind die Arbeitsämter zUiSl:ändig~ § 7 
eine Ü'berbrüekung-smaßnahme, damit j.8Iß·en : gi'bt die AUSizahhmgsart dieser UnteflStüt
MelllSChen,. die iniotge der iPriaktiken des zungen kund. Im § 8 w,jrd unter den Schhlß
nationalsozialislisehen Regimes und ·seiner best,immungen rungeführt, daß die Hefugnjisse, 
gro;ß8tufgebauten Vefwaltungskörper derz.eit d-~e nach den im § 1 ·angeführten Bestimmun
arbeitslQssind und m~ht auf :iDgend eine Art gen de~n .Reic'hosarbeitsministe·r eingeräumt 
und Weise rasch iln die Friedenswirtchaft waren, iaul das Bundesminister,ium fürsoz.iale 
eingebaut wenl~ kÖl1ll1en,.gebolfen we'rden V.er.waltung übergehen, dElIS 'auch die Auf
kann. . g-aboo übernimmt, die dem "Reichsstock für 

Arlbeits.eiDlsatz"zustanden. Nach § 8, Albs. (2), 
tritt :d,as iRundesgesetz mit 31. Uez.ember 1946 
außer Kraft. Der § 9 lautet: "Mit der Voll
ziehung dieses Bund~esetzes ist das Run
desmimsternum fürsozlale Verwaltung im 
Einverne'hmen mit den :beteiUgten .Bundes
mimst,erlen helMut." 

D.a .sich der AUJssch:uß, wi,e i,e:hbereits er
wähnt .haibe, heute v.ormittag mit dieser. Re
giel'ungsv.orlage befaßt und sie ohn~ Ein
wland 'angenommen hat, stelle ich den A fi
t r a !g, ·der Hohe Bundesrat' möge ,gegen diese 
V or,lage k ein e n Ein sp r u c h el'iheben. 

Wir ,haben aber in unser,em Staate eine 
zweite Kategorie von MelllSChen,. die eben.so 
sclIwer gesc:hädmgt .sind, das sind die Alten; 
in erster Liinie jene, die noch nicht die Mög
lichkeit .haben, -die AlterSrente in ADISpruch 
zu lIlehmoo, die andel'1seits ·aoor durch die 
lal\,~ame, aiber stetig sch1eebter werdende 
V.e:r.sorgtEllgSlage wirtsehaftlich d-erart ge
se!hwäeht siod'; da~ siJe den Arbeiten, die 
heule der Staat vtm· den Bürgern v·erlangen 
muß,nieht gerecht werden können. Di-esen 
Leuten, aber ,auoh jenen, die noch andere 
Berufe e~gIeifen müssen, 'SOll die MögJichkeit 
g.egeben werden" mit Hilfe der Ulnt-erstützung 
einext anderen Beruf -zu .. erlernen oder umge- BuDJdesrat 'Populorum: Hober Bundesrat! 
schult' zu wem8lll, damit ~Siie späterthin, für den Zu den Bestandteilen einer modernen lSoz.ial-
Staat wieder gaMe Arbeit leist,eu können. .gesetzgebung gehört die Al'ibeitsl()s!Emver-

., . sicherung. Die Nationalrat hat daher beschlos-
So sieht dies die Regierungsvorlage auch sen, im Zuge des Neuaufbanes der Sozial

vor, die sieb im übrigen, noch auf die ehe- I gesetzgebung im neuen österreich mit einem 
maligen reicthtsrechtlichen VOl'\SChriften ge- I iJbergangsgesetz eine vor,sorgliche Maßnahme 

. stützt, als Notmaßnahme darstellt. Die ur-I zu treffen, ,bi's ein neues, den Zeitverhtilt-
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nissen entsprechendes Arbeitslosenversiche
rungsgesetz gescha,uen wirtd.. Natürlich liegt 
,e,s im Wü!en der SoziaUstilSche'n Partei, alles 
zu tun und alle Maßnahmen 'zu ergr,eHen und 
zu veranlassen, die geigutet ISind, da.s Ar-

. beitslosenversicherungsgesetz von vornherein 
dadl!reh überflüssig zu machen, daß wir mit 
allen Kräften versuchen, die mit dem Zusam
meßlbruch des Nationalsozi,aHs'ffiU's ·zusammen
gestürzte Wirtschaoft wieder aufzurichten .. 
Ungeachtet dessen ergeben ,sich im Zuge· des 
völligen Umbau8is unserer Wirtschaft und im 
Zuge des Umbaues unseres gesamten V,er
waltungsapparates Schwierigkeiten, die nun 
eben überbrückt werden müssen. 

Wir haben in österre,ich im Augenblick 
einen verhälttlismäßig kleinen Stand von. 
~rbeitslosen, es sind zirka 75.000, ·und wir 
wünschen, daß auch djeseZahl weiter ver
ringert werde. Durch die Neuordnung des 
Staates und des gesamten Ver'\V\altuillgs
apparates, der durch den NationalsoziaHs
mus ins Überdimensionale gestiegen ist, 
werden aus den 'einzelnen BerufsZlweligen in 
der nächsten Zeit 'zweifellos weiterhin Kräfte 
frei we'rd,en. 

Es ist klar, daß österreich den großen Ver
waltungsapparat des Dritten Reiches nicht 
aufrecht erhalten kann. Alle diese frei wer

kammer hat in Wien solche KUl'I8'e Isubven
tioniert. Wir erachten es a'berals eine Auf
gabe des Bundes, die1se Umschulung in allen 
Län'dem durchzuführen und überall .rasch 
ei'lllZu;greiieI1, wo K!äHe frei werden, 'Von 
denen nicht mehr erwartet werden kann, 
daß sie ihrem Msherigen Beruf zugeführt 
werden 'können. . 

Wir als SoziaU,sti,sche Partei wünlschen, 
daß dieses Gesetz ,so gehandhabt wird, daß . 
es wi~kliC'h seinem ~ozialen Sjnn entspricht, 
daß' alle Mißbräuche ,ausgeschaltet w,eroen 
und nebenbei immer darauf IBedacht genom
men wird, alle Maßnahmen im Auge zu be- , 
halten~ die die Zahl der Arbeitslosen w-eiter
hin :sen~e.n, 'SO·dfaß wir in kürzester Zeit über 
haupt keine Arbeitslosen melllr zu verzeich': 
nen haben, Es wäre rWidersinnig und würde 
in der Welt kaum 'VeriStaniden werden, wenn 
wir uns ,in einem Staate, der vor der großen 
Aufgabe des Wilederautbaue.s Isteht, 'mit dem 
Proiblem der ArbeitslOlSigikeit zu :beschäftigen 
hätten, D ile Sooialistiscl)e Partei wird da
her alle Maßnahmen unterostützen . UIl/d die 
Initiative in. allen Dingen ergr;eifen, d1e 
darauf abzielen, die Wirtschaft zu heben, um 
die furc'Mbare Geißel der Arbeitslosigkeit 
für aHe Zeiteu_ zu verbannen. (iBeifall bei 
d'en Sozi!aUsten.) 

denenden Kräfte mÜls'sen wieder in die Wirt- . BundesratWeinmayer: Hoher 'Bundesrat! 
sclhaft eingeordnet werden. Dias wird sich Bei dem ,vom Nationalrat bes,chlos,senen Oe
nicht ohne weiter'es voHziehen laoss'en, und die setz Liber die Al"beoitslosenfürsorge, das uns 
Lücken des überganges werden durch die- heute Z1ur Stellungnahme vorliegt, handelt es 
selS Oesetz überbrückt werden müssen. Dazu sich um eine,s der wichtigsten OelSetze, denn 
kommt noch .der ,Umstand, daß gewisse es hetriffot ja die Lebensrechte der Menschen 
Gruppen von Facharbeitern wegende,s Man- in unserem Staate uberhaupt. Im Ausschuß 
gellS an RoIhstoffen und Maschinen im Augen-des. Nationalr,ates für soziale Verwaltung 
blick Illicht restlos be'sc.hMtigt werden können, wurden 'sämtlic,he V,erbesserungsvorschläge, 
wenngleich im großen und ganzen festgestellt beziehunglsweise Abänderung1santräg'e auf 
werden kann, daß der größere Teil in Be- Grund einer Parteieruvereinbarung, nachdem 
schäftigunog ste1ht. Auch hier soll das Gesetz der Herr Bundeniini!Ster für lSoziale Ver
eine Art VOI'lSor:ge sein, damit d~e Arbeiter waltung er'klärt haUe, d·aß dieSelS o,e'setz nur 
. über die Zeit bis 'zum An~aufen der Wirt- eine vOl"läufigeMaßnahme bis zum .M>sehluß 
schaft ,der Unterstüt1zung teilhaftig werden des Jlahres 1946 dar'stellt, ZlUrückgezogen. Es 
können. Wir erachten es als eine wichtige sind VQ!:§:chläge von sämtlichen Parteien. e.i.n
Aufgabe der BundeSiregierung, daß vor allem gebracht iWol"den, und wir 'Von ,der öster
auf dem.Gebiete de'r ulllerläßlich notwendigen . reichischen Volkspartei können nur wün
Um~sclhulUong der Arbeibsikräfte Maßnahmen schen, daß die besten "unter ihnen in dem 
getroffen wer-jen,' die nicht allein in Wien, neuen kommenden Gese'tz verankert wel1deu 
sondern auch ,in den Ländern den aus dem mögen. 
Verwaltungsdierrst frei werdenden KräHen 
die Möglichkeit der UmschulUll1:g bieten, da- Bes()Il!d.ef'is zu uuterstreiCihen [sUn dem vor
mit sie späterhin wieder eingelsetzt werden liegeillldm Ges,etz ,der § 2, Ahs. (1) (lie~t): "Ar
·können. Die Zahl dier Arbeitsilosenvon heute . beitslosenunteJ.'!Stübzung wird im FaUe der 
rekrutiert 'sich ausschließlich aus Letlten aus Al'beitslosigrkeit Dienstnelhmern gewährt, die 
dem VeflwaUungdie1l1st, dem Bürodienst, aus a) dieAnwartsc.h.aftzeit erfüllt haben und b) 
Vterkäufern und Angestellten aus Handel und arbeits'fähig, oRl'1beitsWilli:g und durch die Ar
Verkehr. Die -Gemeinde Wien hat bereits I beitslosigkeit in ihrem Lebeusunte.rhnlt ge
in dankenswerter. Weise solche Umschulun- [,ähl'det 'Sill.d". D. as ist eine SethstverlStändlieh-
gen in Angriff genommen, und die Arbeiter~ .kei~. , .. ~_ .... . .... 
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ZiI § 3, Abs. (2), muß ·aUergrößtes Gewicht: d.achte, lieber für die von den' Nazi in Aus
au~h in Zukunft dar!aU! gelegt werden~' sicht gelstellte Aufrüstung zuarbeiten und 
daß tatsäehlich .die Gewährung der Ari~'eits- damit wieder eine Existenz zu erringen, als 
losenunter:stützU!Ilg davon afbhängig gemacht in dem von den NalZi ausprop'agandisti-schen 
w.ird, daß sich der Arbeitslose einer beruf- Gründen :so bezeichneten österreichischen -
lichen Fortbildung oder Umschul'ung unter· Elend weHer zu leben . 

.zieht. . Die Unfähigkeit der damaligen ikapitaHsti-
Ich erlaube mir noch, ·zu dem Kapitel der sehen Wirbschafts- und Industrieführer 

Ausgesteuerten ellllge Bemerkungen zu bradhte es mit sich, daß :die Ma.SJse der Au;s
maohen. Im März 1938 hattenwirzirkla gesteuerten der ;braunen Propag,anda restlos 
70.000 Ausgesteuerte. Die volle Unterstüt"': erlag. Daher -ist bei d~r Vorbereitung .des 
zung mr den Arbeitslosen betrug damals endgültigen Arbeitslosenfür:sorogegesetz Vor-
2'90 S pro Tag, nach 12 Wochen nur mehr sorge zu treffen, daß di-e Arbeit!slosenunter-
2'30 S pro Tag und dann immer :well'iger .bis stützung so lange gewährt wird, :bis dem 
zur end'gültigen Aus,steuerung. Bei Annahme Al'beitslo.sen edine entspfiechendeArbe.it zu
einea Unterstü~zung~~atz.es ,von 2:30 S pro I g~wiesell.werden ka~n .. Di~ Wir. d_· bei Istrtkter. 
Tag ergaben ,sICh wochelllitldch 16 10 S, das Emhaltung des bere/Its III dIesem Gesetz vor
sind im Jahre rund gerechnet 840 S. Bei i gesehenen Umschulun'gs'plaragraphen wohl 
~O.OOO ~usgesteuertenbetrug ~amals ~als Er-I möglich s~in. Ist eine U~lSchulung .~nfolge 
forderllls 58,800.000 S, ungefahr SOVIel, al·s I fortgeschnttenen Alters 'mchl durclhfuhrbar, 
wir heute im Staat-svoranschlag 1946 für dann muß die Arbeit'Sllosenunterstützung bis 
die oftmals -staatsfeindlich eingeisteIlten Aus- zum . Zutreft'en der VOMuSis·etzulß:g·en für 
länder ausgeben müssen. Bei einer Ausgaben- die Erlangung der Alter·s-, beziehungsweFse 
summe 'Von rund 2 Milliarden im Jahre 1937 IuvalidHätsunterstützuug gewährt werden, 
genügte, um die Ausgesteuerten im Bezug der aber nur dann, wenn .sänltliche Voraussetzun
Unter,stützung 'zu helalSisen, eine generelle gen und Möglichkeiten .auf Grund des Ar
MiIlldertmg . der Ausga-ben um 3 Prozent, beit:slosenfürso~gegesetzes, dem Arbeitslosen 
beziehung.sweise eine :Erlh!ihung der Ein- eine Arbeit zu geben, erschöpft·sind. (AUge
nahmen Ulll 3 'Prozent, walS natüfllich eine meiner Beifall.) 
bedeutend größere Schwierigkeit bereitet 
als die Ausgabenkürzung. Die Not der Aus- Berichterstatter Scheibengraf (Schlußwort): 
gesteuerten war der Hebelan-s'atz für die Ich kallln mich den heiden Vorrednern nur 
braune Propag.and-a mit dem österreichischen volliinhalHich anschließen llild darITber hinaus 
Elelnd. W:ieviele <MeIliSchenleben UlD.d wieviele hinzufügoo, daß ~m zukünftigen österreich 
'Milliardenwerte .an Gütern wären wahr- wirkUch Einilgkeiteinkehren möge und durch 
scheinlieh erspart 'geiblie'ben, wenn mlan den eine Planulllg der gan'2Jen Wh-tschafteine 
Nazi ihreösterreichische Elendspropaganda wil'lkliche Len\kung der Arlbeitskräfte Plat'Z 
nicht st') erleichtert hätte. Aus der Not dieser gteife, damit d·em Land1e inZukuuft die 
Ausge,steuerten wurde ,politisches Ka:pital großen Schwierigkeit.eIJ.} eflSpart werden, die 
gescMagen. Aussteueruugen Arbeitsloser dür- wiir in der Vergalligenhetit am eigenen Leibe 
fen niemalos wieder' durchgeführt wer-den. verspüren k.oImten. Ich möchte nur noch 
Sollten die:für dole Arbeitslosenunterstützung dararif7JUr~c~kom~'en, d,aß das vorLiegende 
bereitgestellten .Mittel und die Einnahmen Gesetz Jedlgh.ch eme Üherg.ang:smaßnahme 
aus den.Beiträgen nicht genügen, so hat das . be~eutet. Der Herr. Bundes~'i.nils:te~ für 
ganze V Q1k je na~h dem Vermögen und Ein- s~lal~ Verwal~ullig w.u~de heute .lm ~?,ssclll~ß 
kommen für die ExlistenzStic.herung -der von Iur wlftscba:itl~che Angelegenheiten uber d~e 
der Aussteuerung Bedrohten aufzukommen. Zahl doc Arbeltslo~en .. hefr.~, worauf er dIe 
Di.e österr.edohische Volkspartei wIrd ,es mcht Allltwort g.ab" ~aß -m Ost.errelch he~te 1~3.000 
dulden, rdaß irgendeine Partei tn österreich Stellen o~en :Simd. Dem stehen! WIe WIr so
mit der Not der ,ausgesteuerten österreicher :ben ,ge~ort haben, .75.000 A~beltslose g:eg.e~
hausi-eren gehen kann, um 'So einen Krieg uber. W·lf seh€n al~o;daß '~le NotwenW:gke.lt 
vorzubereiten. Vergessen wir nie, daß die ~er Umsc~u~Ulng drmgend IS.t; ,ebenso wlcht~g 
die Not der Ausgesteuerten der Treibstoft für 1st ,a,uch dIe Plunung :~e: WilrbsDhB:ft undd'le 
die braune Propagaudama'Schine war. WIr damIt v,erbundene moghche Arbeitslenkung. 
müssen uns nur selbst in die Lage v,ersetzen Ich bitte daher. den Hohen Bundesrat, im 
können, in der ·sich ein Arbeitsloser mit sei- Sinne meines bereits gestellten Antrages 
ner Familie 's'eit Jlahren befand, de,r von 1930 g,eg.e;n den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
bi,s 1938 immer arbeitslos war, letzten Endes des N~tionalr,ates k e ,i TI e n Ein s p I' U c 11 zu 
ausgesteuert wurde' und keine Aussicht auf erhe ben. 
eine VerdienstmögHchkeit. hatte, -so daß er I 

• sich srhließlirih in seiner -hilflosert Lage . '" 
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82 9. Sitzung Ides Bundesrates der Republ:ik ÖSterreich. - 5. Juni 1946. 

Der A nt r ~ g wi~d .an gen 0 m m e n. 

Gemäß § 28, Ut. IB, der Ges~häft8'Ordnung 
stellt der VorsJ:tz.ende di.e W a h I eines Mit
gliede's des Ausschlusses für Voer~8Js'SIU:D.gs
und Rechtsangelegenheiten auf die Tagesord
nung, und es wird BU!Ildesrat Josef M a y er 
an Stelle des Bundesrates· :L an g th la 1 er,. 

der sein Mandat zurüekgelegt hat, Ln den Aus
schuß für V.er.falssungs- und Rechtsallgelegen-: 
heiben gewählt. 

Damit ist ,diie Tiagesordnung e r IS c h ö p f t. 

D,ie n II e b s t e Sitz u n g wiro auf 
s ehr i f t li ehe m Weg e einberufen. 

Schluß der Sitzung: 16 Uhr 10Mmuten. 

Berich tigung. 
Drurch eine SatZlverhebung ist im ;Protokoll nach dem DoppelpUll!kt beginnende Satz 

der 7. Sitzung vom 11. April 1946 in der Rede riohtig ,la.uten: "Das geschieht mit Recht! 
de.s BundelSrates Dr. Lug m a y e reine Zeile Und warum? IEs ~hat 'Verschi·edene Verlage in 
zweimal .gesetzt worden und eme ZeHe aus- Deutschland gegeben, 'so zum Beispiel " 
gefallen. Es muß demnaeh der auf der usw. 
Seite 61 in der 22. ~ei:1e .der reehten Spalte 

• 

Druck der österreich ischen Staacsdru4:kcrei. 610746 . 
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